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Riders Unite! Der Widerstand 

der Lieferdienstkuriere gegen 

Ausbeutung auf Abruf

Das Ziel der Online-Lieferdienste ist 
es, neue Standards durchzusetzen 
- nicht nur in Bezug auf die Liefer-
barkeit von Essen, sondern auch in 
Bezug auf die Flexibilisierung der Ar-
beit, mit der die Unternehmen ganz 
o� en werben. Aber wie sieht der Ar-
beitsalltag der Arbeiter*innen wirk-
lich aus und um wessen Flexibilität 
geht es hier? In immer mehr Städten 
melden sich nun die Fahrer*innen 
selbst zu Wort, beginnen sich zu 
organisieren und mit der #deliver-
union-Kampagne auch international 
zu vernetzen. In Berlin, wo Foodora 
seinen Firmensitz hat und Deliveroo 
seine deutsche Zentrale, wo also der 
Konkurrenzkampf zwischen beiden 
Unternehmen ausgetragen wird, 
sind zahlreiche Fahrer*innen der 
FAU beigetreten, um mit der Basis-
gewerkschaft für bessere Arbeitsbe-
dingungen zu kämpfen.

Wer für die Online-Lieferdienste in 
die Pedale tritt, kann die Erfahrung 
machen, dass die Flexibilität, mit der 
die Unternehmen werben, nur einsei-
tig von den Fahrer*innen eingefor-
dert wird. So beklagen Fahrer*innen, 
dass kurzfristig Schichtpläne geän-
dert werden und sie nach Schicht-
ende noch Aufträge annehmen oder 
über ihr Zustellgebiet hinausfahren 
sollen. „Mein Job ist so � exibel, dass 

In Großstädten von Nordeuropa bis Südostasien schlängeln sich Kuriere 
mit quadratischen Rucksäcken in pink und türkis durch den Verkehr. Die 
Arbeiter*innen der jungen Start-Ups Foodora und Deliveroo liefern Essen von 
der Restaurantküche zur Wohnungstür, meist per Fahrrad.Über App werden 
Aufträge an die Fahrer*innen übermittelt, die Essen von Restaurantküchen 
liefern, die vorher meist keinen eigenen Lieferdienst anbieten konnten. 

ich nicht weiß, wie viele Schichten 
ich im nächsten Monat haben werde. 
Ich ho� e, dass mein Vermieter auch 
so � exibel sein wird, wenn ich meine 
Miete nicht zahlen kann“ - das Zitat 
von Alex*, eines in der FAU Berlin 
organisierten Fahrers taugt zum Ar-
beiterwitz und ist bittere Realität. 

Die Fahrer*innen müssen 
alle Arbeitsmittel selbst 

mitbringen

Der Stundenlohn für die Kuriere 
beider Unternehmen liegt nur we-
nige Cent überm Mindestlohn und 
deutlich unterm Mindestbestellwert 
auf den beiden Online-Portalen. Da-
bei wird aber weder die Zeit für die 
Schichtplanung einberechnet, noch 
die Zeit für Fahrradreparaturen. 
Denn mit Ausnahme der Rucksäcke 
und kaum wettertauglicher Jacken 
müssen die Arbeiter*innen alle Ar-
beitsmittel selbst mitbringen. Wird 
das Smartphone gestohlen oder muss 
das Fahrrad repariert werden, fallen 
Schichten weg und der Lohn bleibt 
aus. Fahrer*innen berichten, es gehe 
in den Zentralen häu� g chaotisch 
zu und es herrsche kaum Trans-
parenz über die Auftragsvergabe. 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
und Urlaubsgeld seien mehr Ver-
handlungssache als selbstverständ-

liche Leistungen. Die Fahrer*innen 
haben zu kämpfen, um jede ver-
längerte Befristung, um jeden Wo-
chentag, um jeden Auftrag. Gig-
Economy, also das Vermitteln von 
Arbeitsaufträge an eine Vielzahl von 
Arbeiter*innen über Online-Platt-
formen (z.B. auch Uber, Helpling 
oder Upwork), heißt eben auch: Es 
gibt mehr Arbeiter*innen als Jobs. 
So funktioniert die Gig-Economy 
letztlich ganz ähnlich wie der «Ar-
beitsstrich», auf dem Tagelöhner 
auf Verdienstmöglichkeiten warten. 

Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall und Urlaubsgeld 

sind nicht selbstverständ-
liche Leistungen

In London organisierten Deliveroo-
Fahrer*innen eine Woche lang einen 
wilden Streik und wehrten sich zu-
nächst erfolgreich gegen die Umstel-
lung der Bezahlung auf reinen Stück-
lohn - eine Auseinandersetzung, die 
andauert. Die Bilder, die durch die 
Presse gingen, widerlegten aber die 
Behauptung, die überwiegend jun-
gen Gig-Ökonomie-Arbeiter*innen 
hätten kein Klassenbewusstsein. 
London wurde so inspirierendes Vor-
bild. Inzwischen haben Deliveroo-

Geschäftsmodell:

Altenpfl egeheim

Ein Gespräch mit Christian* über 
die alarmierende Situation in der 
Altenp� ege und gewerkschaftlichen 
Widerstand im Betrieb.

Seite 2

Prekäre Wissenschaft

Die  Universitäten  in  Deutschland 
bewegen sich immer noch in hierar-
chischen  Strukturen,  die  prekäre  
Arbeitsbedingungen in intranspa-
renten Loyalitätsstrukturen voran-
treiben.

Seite 3

Minirecht im Minijob?!

Ausbeutung und Rechtsbruch sind in 
Minijobs an der Tagesordnung - Ge-
genwehr ist nötig und möglich.

Seite 4

Der Arbeitskampf kennt 

keine Grenzen!

Solidarität gegen Ausbeutung und 
Rassismus!

Seite 8

WWW.DIREKTEAKTION.ORG

Fortsetzung auf Seite 2



lament getragen werden. Bereits im 
vergangenen Jahr war es ebenfalls 
selbstorganisierten Foodora-Betriebs-
gruppen in Norditalien durch Streiks 
und Protestaktionen gelungen, hö-
here Stundenlöhne durchzusetzen. 

Die grenzüberschreitende Weiter-
gabe von Wissen und Erfahrung 
hat mit der Ende 2016 gegründeten 
#deliverunion-Kampagne eingesetzt, 
an der mehr als ein Dutzend Basis-
gewerkschaften teilnehmen. Haupt-
problem für die dauerhafte Etablie-
rung resistenter gewerkschaftlicher 
Strukturen in den Unternehmen, 

Betriebsgruppen der Basisgewerk-
schaften IWW und IWGB u.a. in 
Leeds, Brighton und Bristol auf sich 
aufmerksam gemacht und höheren 
Stundenlohn sowie besseres Schicht-
Management durch Einstellungs-
stopp gefordert. 

Durch den Druck von der 
Straße konnte die Debatte 

um Scheinselbstständigkeit 
bei Deliveroo bis ins 

Parlament getragen werden

So zogen streikende Deliveroo-
Fahrer*innen in Brighton mit Fahnen 
und Megafon von Restaurant zu Re-
staurant und holten Unterschriften 
für bessere Arbeitsbedingungen vom 
zuliefernden Restaurantpersonal ein. 
Durch den Druck von der Straße 
konnte die Debatte um Scheinselbst-
ständigkeit bei Deliveroo bis ins Par-

DA: Du sagst, Du hast lange 
in der Plege gearbeitet, jetzt 
arbeitest Du als Betreuer. Wie 
sieht Deine Arbeitstätigkeit aus? 

Christian: Ich bin ja nicht examiniert, 
bei mir fällt die Behandlungsplege 
weg. Also ich verabreiche z.B. keine 
Medikamente, lege keine Verbände 
an und dergleichen. Bei mir stehen in 
erster Linie grundplegerische Aufga-
ben an, also Inkontinenzversorgung, 
das Reichen von Getränken und 
Speisen.Und psychologische Betreu-
ung wird natürlich stark gebraucht. 
Die Menschen sind ja sehr einsam, 
durch das Alter, aber auch durch 
die Kasernierung, wie wir das lei-
der in den Seniorenheimen erleben. 
 
Wie siehst Du die Entwick-
lung der letzten 25 Jahre, seit 
Du im Plegebereich arbeitest? 
Was hat sich verändert in den 
konkreten, spürbaren Dingen? 
 
Also die Bewohner, die in unsere 
Heime kommen, die sind heute äl-
ter und kränker, die sind tatsächlich 
schwerst plegebedürftig. Du hattest 
vor 25 Jahren eher noch Leute, die 
vielleicht nach dem Verlust eines 
Partners in Heime kamen, um dort 
sozial aufgefangen zu werden. Diese 
Klientel gibt’s in den Heimen, die 
ich kenne, nicht mehr. Viele fragen 
auch zu Recht: Warum ist der Heim-
platz so teuer und die Versorgung so 
schlecht? Und da sind wir eigentlich 
beim Angelpunkt, denn in fast allen 
Seniorenheimen ist Ausbeutung Ge-
schäftsmodell. Es ist ein Berufsfeld 
mit katastrophalen Verhältnissen. 
Und die sind politisch verantwortet: 
Spätestens seit der Einführung der 
Plegeversicherung im Bereich der 
Altenplege 1996 wurde der Markt 

geöfnet für private Anbieter, so dass 
jetzt ein Großteil kommunaler Heime 
der Altenplege privat betrieben 
wird. Eigentlich gibt es ja die vor-
geschriebene Personalmindestvorhal-
tung. Die wird aber nicht eingehalten 
und auch nicht wirklich kontrolliert. 
 

Das heißt in der Konse-
quenz, dass ihr permanent 
unterbesetzt seid, weil be-
wusst Stellen eingespart wer-
den, für die die Heimleitung 
aber trotzdem Geld einsackt?

Ja, wir haben es hier mit einem ge-
sellschaftlichen Desaster zu tun. Es 
gibt ja Menschen, die machen trotz-
dem diesen Beruf aus tiefster Über-
zeugung. Die werden ausgenutzt und 
ich sage ganz bewusst: ausgebeutet. 
Die leiden auch psychisch darunter, 
dass die Plege, die sie gelernt ha-
ben, nicht realisierbar ist durch die 
hohe Arbeitsbelastung. Dadurch 
entsteht unglaublich viel Frust. 
Ein hoher Anteil der Beschäftigten 
greift zu Alkohol und anderen Dro-
gen, der Ausfall durch psychische 
Erkrankungen ist hoch. Jetzt will 
ich ja nicht die Branchen gegenei-
nander ausspielen, aber es ist doch 
schon eine gesellschaftliche Entschei-
dung, dass jemand, der Autos baut, 
bessere Arbeitsbedingungen hat, 
als jemand, der Menschen plegt. 

Ausbeutung heißt ja, es gibt auch 
Leute, die davon proitieren. Wie 
kann man sich Proitmaximie-

rung in der Branche vorstellen? 
Also nehmen wir mal ein Heim mit 
hundert Plätzen. Da musst du viel-
leicht 35 Stellen vorhalten. Du hältst 
dann aber nur 30 vor, sparst also fünf 
Stellen. Da ist jede nicht besetzte 
Stelle im Jahr ein sehr guter Mittel-
klassewagen, den du extra verdienst. 
Du würdest auch verdienen, wenn 
die Stellen besetzt wären. Aber man 
verdient so natürlich noch einen Mit-
telklassewagen und noch einen und 
dann sind wir schon beim Maserati 
und dann sind wir bei einer schönen 
Villa und dann gibt’s Heimbetreiber, 
die haben eigene Privatlugzeuge. 
Und ich meine jetzt nicht Marseille 
(Anm. d. Red.: einer der zehn größ-
ten Plegekonzerne mit über 6000 
Plätzen), sondern kleine Krauter. 
 
Nun habt ihr aber bei Euch im 
Betrieb eine Betriebsgruppe 
der FAU. Was habt Ihr an Ver-
besserungen erreichen können? 

Wir haben bei uns gleichzeitig FAU-
Betriebsgruppe und Betriebsrat, die 
sich personell überschneiden und 
sehr gut ergänzen. Der Betriebs-
rat hat in Gesprächen mit der Ge-
schäftsführung ein ganz anderes 
Gewicht durch die Etablierung der 
FAU im Betrieb. So konnten wir in 
Verhandlungen Vorschläge machen, 
die tatsächlich umgesetzt wurden. 
Vorschläge z.B. zur Einrichtung von 
Sozialräumen, zur Einführung einer 
efektiven Jubiläumsgratiikation 
- bis hin zu unserem Vorschlag, die 
Gehälter zu erhöhen. Dem ist man 
tatsächlich gefolgt und das in einem 
Umfang, der sich sehen lassen kann.  
 
*Name von der Redaktion geändert.

Seite 2                                                                                         Direkte Aktion – Sonderausgabe Mai 2017

Geschäftsmodell: Altenpflegeheim
Ein Gespräch mit Christian* über die alarmierende Situation in der 
Altenpflege und gewerkschaftlichen Widerstand im Betrieb 

Fortsetzung von Seite 1

Termine

Fr, 5. Mai | Münster: 
There is Power in the Union – 
FAU-Soli-Info-Konzert-Grill-Party
18.30 Uhr | Ort: Baracke, Scharn-
horststr. 100, 48151 Münster
Wir feiern, informieren, essen, trin-
ken und sammeln Kohle für den 
FAU-Arbeitskampf-Solifonds. 
Mit Kurzilmen und Infos zu: Ar-
beitskampf an der Mall of Berlin und 
einem Beispiel erfolgreicher Selbstor-
ganisation migrantischer Hausange-
stellter. 

Do, 18. Mai | Düsseldorf: 
100 Jahre Russische Revolution. 
Nestor Machno und seine ukrai-
nische anarchistische Volksarmee
19.00 Uhr | Ort: ZAKK, Fichtenstr. 
40, 40233 Düsseldorf
Nestor Machno, von der Sowjetischen 
Geschichtsschreibung zum Banditen 
degradiert, von den Anarchisten in 
aller Welt als Held verehrt, hat mit 
seinen Freischärlern den Ausgang des 
Bürgerkriegs zu Gunsten der Bol-
schewiki entscheidend beeinlusst. 
Zusammen mit dem Schauspieler 
und Autor Mark Zak wollen wir uns 
dem Mythos und dem Menschen Ne-
stor Machno annähern.

Di, 23. Mai | Hannover: 
Weil Gesundheit keine Ware ist
19.00 Uhr | Ort: Kulturzentrum Pa-
villon (Lister Meile 4, Hannover)
Gesundheit ist Teil der öfentlichen 
Daseinsvorsorge. Alle müssen die 
Leistungen erhalten, die sie brau-
chen. Mit einem privatwirtschaft-
lichen, aber auch dem derzeitigen öf-
fentlichen Gesundheitswesen geht das 
nicht. Denn damit ist kein Geld zu 
verdienen. Darum muss das Gesund-
heitssystem vergesellschaftet werden. 
Aktuelle Beispiele dafür, dass dies 
keine Utopie ist, ist u.a. die Polikli-
nik in Hamburg. Mit Vertreter*innen 
werden wir diskutieren.

Alle Termine im Überblick: 
www.direkteaktion.org/termine

bleibt jedoch die hohe Fluktuation. 

Seit einiger Zeit füllt sich das Ge-
werkschaftslokal der FAU Berlin 
regelmäßig mit Fahrer*innen, die 
sich gemeinsam unternehmens- und 
statusübergreifend in der neu ge-
gründeten AG Lieferdienste enga-
gieren. Viele der Arbeiter*innen 
kommen aus dem Ausland, haben 
sich bereits vorher organisiert, nicht 
zuletzt begünstigt durch die digitale 
Infrastruktur des Unternehmens, bis 
die FAU die verschiedenen Kurier-
gruppen zusammenbrachte. Sie for-
dern u.a. die Kostenübernahme für 
sämtliche Arbeitsmittel, Lohnerhö-
hungen von mehr als einem Euro pro 
Stunde/pro Zulieferung und  eine 
garantierte Stundenanzahl, mit der 
die Fahrer*innen über die Runden 
kommen können.

Die Forderungen sind ein erstes 
Verhandlungsangebot an die glo-

balen Start-Ups und Zeichen wach-
senden Widerstandes in Zeiten 
des digitalen Kapitalismus. Die 
internationale Zusammensetzung 
der Beschäftigten und deren grenz-
überschreitende Vernetzung sind 
dabei eine wichtige Ressource. 
 

                           Clemens Melzer

*Name geändert.

Kontakt: 
lieferdienst@fau.org

Infos zur Kampagne: 
www.deliverunion.fau.org 

International: 
http://deliverunion.com/

„Es ist doch schon eine 
gesellschaftliche Entschei-
dung, dass jemand, der Au-

tos baut, bessere Arbeitsbe-
dingungen hat, als jemand, 

der Menschen pflegt.“ 



Die Universitäten in Deutschland 
bewegen sich immer noch in hierar-
chischen Strukturen, die zwar nach 
außen die Grundsatzfrage der Frei-
heit in Forschung und Lehre vertei-
digen, nach innen aber prekäre Ar-
beitsbedingungen in intransparenten 
Loyalitätsstrukturen vorantreiben. 
Wissenschaft und Arbeitsrecht ha-
ben sich so weit voneinander ent-
fernt, dass die in Forschung und Leh-
re unabdingbare basisdemokratische 
Zusammenarbeit der Hochschulmita
rbeiter*innen verloren geht. 

Wettbewerbsmechanismen werden 
von vornherein akzeptiert, Dritt-
mittel werden an Projekte und Ein-
zelpersonen gebunden und Perso-
nalentscheidungen von Professoren 
scha�en ungleiche Abhängigkeiten. 
Forderungen, die gesellschaftlich 
übergreifend sind und radikale Ver-
änderungen wollen, werden von den 
Mitarbeiter*innen, die in einzelne 
Statusgruppen eingeteilt sind, nicht 
artikuliert und betre�en selten den 
ganzen Betrieb der Hochschule. Die 
gewerkschaftliche Organisation an 
der Universität wird ebenfalls nur 
in Personalräten sichtbar, deren 
Mitglieder in Bezug auf strukturelle 
Fragen und Kon�ikte kaum oder nur 
sehr verzögert (re-)agieren.

Einzelfälle als Ausgangs-
punkt für strukturelle 

Verbesserungen

Erfolge der gewerkschaftlichen und 
kämpferischen Organisation an den 

Hochschulen gibt es trotzdem gerade 
dort, wo Einzelne sich organisieren, 
und wo sie durch konkrete prekäre 
Einzelfälle die allgemeinen Struk-
turen angreifen können. In Frankfurt 

am Main hat sich im November 2016 
die basisdemokratische Gewerkschaft 
unter_bau gegründet, die status-
übergreifend die gesamtpolitische 
Situation an der Hochschule ändern 
will. Kämpferische Gewerkschaften 
wie die FAU in Erfurt/Jena und 
Berlin haben 2016/17 gleich mehrere 
Arbeitskämpfe geführt und be�nden 
sich weiterhin in laufenden Ausei-
nandersetzungen. 

Die Bildungssektion der FAU Ber-
lin und zwei wissenschaftliche Mit-
arbeiterInnen, die einem längeren 
Arbeitskon�ikt durch Mobbing 
ausgesetzt waren, brachten im No-
vember 2016 ihren Fall vor Gericht 
und an die Presse. Trotz massiven 

Gegenwinds von Seiten der Universi-
tät konnten sie einen etwas höheren 
Vergleich und damit wenigstens eine 
teilweise Entschädigung erzielen. Im 
Anschluss wurde die allgemeine Fra-

ge der rechtlichen Willkür von Dritt-
mittelprojektleiterInnen von einigen 
universitären Kreisen zumindest auf-
gegri�en. 

In Jena wurde und wird noch immer 
in zwei Kon�ikten mit studentischen 
Beschäftigten verhandelt. Hier will 
die FAU die Arbeitsbedingungen 
grundsätzlich verändern, da an ver-
schiedenen Bereichen der Uni Jena 
Studierende trotz ausgewiesener 
nichtwissenschaftlicher oder langfri-
stiger Arbeit als Scheinselbständige, 
„wissenschaftliche Hilfskräfte“ oder 
Minijobber*innen nicht nach Tarif-
lohn oder sogar unter Mindestlohn 
bezahlt wurden. Einige Fälle wurden 
vor Gericht verhandelt. Ein Teilerfolg 

für Lohnfortzahlungen und struktu-
relle Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen konnte von der FAU Erfurt/
Jena schon erzielt werden und einige 
Verhandlungen stehen im April 2017 
noch weiter aus. 

Vernetzung und 
Organisierung vergrößern 

Handlungsspielräume

Bei allen gewerkschaftlichen Akti-
onen in Frankfurt, Erfurt/Jena und 
Berlin hat sich gezeigt, dass die Fäl-
le Aufmerksamkeit auf sich gezogen 
haben und es sich lohnt, sich selbst 
mit kleinen Einzelfällen an Univer-
sitäten basisdemokratisch zu organi-
sieren und mit Gleichgesinnten auch 
überregional zu vernetzen. Je mehr 
Hochschulmitarbeiter*innen und 
Studierende sich in und über die Sta-
tusgruppen der Hochschulen hinaus 
gewerkschaftlich organisieren, desto 
mehr können sie erwirkte Hand-
lungsspielräume zum Anlass neh-
men, Strukturen aufzuweichen. Auf 
lange Sicht wird es vielleicht möglich 
werden, die Verhältnisse dort an-
greifbarer zu machen und schließlich 
nachhaltig zu verändern. 

Zur Verfolgung der Kon�ikte siehe 
die Blogs der Bildungs-AG FAU Er-
furt/Jena und der  Bildungssektion 
der FAU Berlin: 
https://faujenabildung.blackblogs.
org/  
https://berlin.fau.org/kaempfe/Ru-
ralFutures

Käte F.
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Strengthshop – das ist ein kleiner 
Onlineversandhandel im Osten von 
Berlin, weit draußen im Industrie-
gebiet. Regale voller Waren, die 
schwer und sperrig sind: Langhan-
teln mit massiven Gewichtsscheiben 
aus Stahl, sperrige Trainingsgeräte, 
bis zu 65 Kilo schwere Kugelhanteln. 
Die Beschäftigten kümmern sich um 
Kundenservice und Lagerlogistik, 
fahren Gabelstapler und verpacken 
die Sendungen, die in die ganze Welt 
verschickt werden. 

Seit 2015 wird ihnen aber die Arbeit 
erleichtert durch einen Haustarifver-
trag, den sie selbst als Betriebsgrup-
pe mit der FAU erkämpft haben und 
der mit einem Schlag nicht nur die 
Einkommenssituation der Arbeiter 
verbessert und sondern ihnen auch 
wichtige Mitbestimmungsrechte ver-
liehen hat. Seit 2015 aber wird den 
Beschäftigten die Arbeit erleichtert 
durch einen Haustarifvertrag, den sie 
selbst als Betriebsgruppe mit der FAU 
erkämpft haben. Mit einem Schlag 
hat die Vereinbarung nicht nur die 

Einkommenssituation der Arbeiter 
verbessert, sondern ihnen auch wich-
tige Mitbestimmungsrechte verliehen. 
 

Ein solcher Haustarifvertrag dürf-
te in Deutschland eine Premiere 
sein: Der Betriebsgruppe werden 
Mitspracherechte zu Kündigung, 
Arbeitszeitregelung und Informati-
onsrechten eingeräumt, die sonst nur 
ein Betriebsrat wahrnehmen kann. 
Mit einer Wochenarbeitszeit von 35 
Stunden, voller Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall auch in der 7. bis 12. 
Woche und mit einer jährlich vorge-
schriebenen Lohnerhöhung entspre-
chend der jährlichen In�ationsrate 
plus zwei Prozent wird der Tarifver-
trag Einzelhandel klar überboten. 
Das Lohngefälle ist abgescha�t, ein 
Teil der Arbeiter verdient durch 
den verbindlichen Einheitslohn 
nun 30 Prozent mehr. Die entschei-
dende Regelung im Haustarifvertrag 
stellt aber die Generalstreikklausel 

dar: Durch sie erhalten die gewerk-
schaftlich organisierten Arbeiter das 
Recht, jederzeit zu streiken. So wird 
die sozialpartnerschaftliche Frie-
densp�icht umgangen und die Rech-
te der Arbeiter auf Widerstand im 
Betrieb entscheidend ausgeweitet. 

Dieses Ergebnis ist den zähen Ver-
handlungen der Tarifkommission 
zuzuschreiben, aber vor allem dem 
Willen der Arbeiter, die sich zu 100 
Prozent in der FAU zu organisieren. 
Nächstes Jahr läuft der Tarifvertrag  
aus und Neuverhandlungen stehen 
an. Schon jetzt stehen für die Be-
schäftigten verschiedene Fragen: Wie  
lassen sich die Arbeiter, die im Zuge 
der Vergrößerung des Unternehmens 
hinzukommen, in die Betriebsgruppe 
integrieren? Wie wirkt sich die ge-
wachsene Verantwortung der Arbei-
ter auf  ihr Verhältnis zum Unter-
nehmen aus? Wie wird mit internen 
Kon�ikten umgegangen? Gemein-
sam, so sind wir überzeugt, werden 
auch die Herausforderungen der Zu-
kunft zu meistern sein.

Tarifvertrag von unten: Die Betriebsgruppe entscheidet 

Wichtige 
Herausforderungen 

bleiben

Für die laufende Organisierung der 
FAU im Bereich Handel und Logistik 
bleibt der Haustarifvertrag und das 
Betriebsgruppenkonzept ein Vorbild. 
Hier gehen materielle Verbesserungen 
für die Arbeiter mit einer Auswei-
tung ihrer Rechte einher. Auf diese 
Weise können Tarifverträge in der 
anarchosyndikalistischen Strategie 
einen wichtigen Zwischenschritt zur 
vollständigen Selbstverwaltung des 
Betriebs durch die Belegschaft dar-
stellen. Hierfür sind kämpferische 
Betriebsgruppen unverzichtbar, die 
die FAU Betriebsräten vorzieht. Be-
triebsgruppen ist es möglich, weit 
mehr Mitarbeiter*innen einzubezie-
hen als ein Betriebsrat, ob nun Ge-
werkschaftsmitglied oder nicht, ob 
nun Selbstständige oder Leiharbeiter. 
Hier können Entscheidungen gemein-
sam getro�en werden, statt sie an Ein-
zelne zu delegieren und die Betriebs-
gruppe kann  - mit der Gewerkschaft 
im Rücken - wirksame Forderungen 
aufstellen und zu Arbeitskampfmaß-
nahmen aufrufen. Die Praxis der FAU 
zeigt: Starke Betriebsgruppen können 
Betriebsräte über�üssig machen.



„Ab nächster Woche brauchst du 
nicht mehr zu kommen!“ Das erfährt 
die Kellnerin eines chinesischen Re-
staurants in Leipzig an einem Vor-
mittag im Januar. Fast ein Jahr 
hat sie dort gearbeitet. Häuig in 
geringer Besetzung und bei groß-
em Kundenandrang. Jetzt wird sie 

gekündigt, von einem Tag auf den 
anderen. Eigentlich gibt es Fristen. 
Eigentlich besteht Kündigungs-
schutz. Aber die Betrofene war als 
Minijobberin angestellt und hatte 
keinen schriftlichen Arbeitsvertrag. 
Darum, so scheint es, erlaubt sich die 
Geschäftsführung auch, die arbeits-
rechtlichen Mindeststandards unter 
den Tisch fallen zu lassen. Bezahlten 
Urlaub gab es nicht, genauso wenig 
wie Krankengeld.  

Senkung der Lohnkosten 
um jeden Preis

Dass das kein Einzelfall ist, zeigen 
nicht nur die Erfahrungen der FAU, 
sondern seit neuestem auch eine 
Studie des Leibniz-Institut für Wirt-
schaftsforschung. Die Untersuchung, 
die im März diesen Jahres viel Auf-
merksamkeit erfuhr, erfasst zwar nur 
Minijobs in Nordrhein-Westfalen, die 
Erkenntnisse lassen sich jedoch auch 
auf andere Regionen übertragen. Von 
den befragten MinijobberInnen konn-
ten nur 28,9 Prozemt Entgeltfortzah-
lung im Krankheitsfall in Anspruch 
nehmen. Nur 23,5 Prozemt bekamen 
Feiertage bezahlt. Über 55 Prozemt 
nahmen keinen bezahlten Urlaub. 
Die Erhebung fördert außerdem zu 
Tage, dass ein Fünftel der geringfü-
gig Beschäftigten keinen schriftlichen 
Arbeitsvertrag erhielt, was die Unsi-

cherheit über die eigenen Rechte noch 
bestärkt. Erschreckend ist noch eine 
andere Erkenntnis: über 12 Prozemt 
erhielten illegalerweise nicht einmal 
den Mindestlohn von 8,50 Euro. 

Viele Minijobs, besonders in der 
Gastro-Branche, bedeuten auch häu-

ig Arbeit auf Abruf. Man bekommt 
nur dann Gelegenheit, Geld zu ver-
dienen, wenn der Boss einen braucht. 
Die geforderte Flexibilität ist spür-
bar größer und der Monatsverdienst 
bleibt ungewiss. Doch auch hier gilt 
eigentlich ein Anspruch auf Beschäf-
tigung, um wenigstens ein bisschen 
Einkommenssicherheit zu haben. 
Daran gehalten wird sich selten.

Dass die Arbeitgeber selbst gesetz-
liche Ansprüche nicht gewähren, ist 
Teil einer Strategie zur Senkung der 
Lohnkosten. Dass ein großer Teil der 
Beschäftigten immer noch nicht über 
seine Rechte Bescheid weiß, kommt 
den Chefs dabei entgegen. Ein an-
derer Grund ist die hohe Fluktua-
tion im Minijobbereich. „Bedienung 
wechselt gefühlt monatlich“, kriti-
siert ein Nutzer auf der Facebook-
seite des Leipziger Chinarestaurants. 
Ob der Boss hier kalkuliert durch-
mischt oder die Kolleg*innen die Ar-
beitsbedingungen einfach nicht lange 
ertragen wollen - ständig wechselnde 
Mitarbeiter*innen erschweren den 
Aufbau von Vertrauen und damit 
die Organisierung. Nachhaltige Ver-
besserungen zu erkämpfen, wird so 
erschwert. 

Feuerwehrpolitik, die die gesetzlichen 
Leistungen erst nach der Kündigung 
einfordert, um wenigstens noch ein 

paar Hundert Euro aus dem Aus-
beutungsverhältnis herauszuholen, 
werden die Betriebspolitik nicht 
ändern. Dennoch stellt diese indi-
viduelle Konliktführung zumindest 
einen Anfang dar. Man erarbeitet 
sich eine kleine Basis an Wissen 
und Selbstvertrauen, aus dem man 

schöpfen kann, um im nächsten Mi-
nijob (jede*r Zweite sucht sich einen 
neuen) die Kolleg*innen zu mobili-
sieren und die Probleme gemeinsam 
in Angrif zu nehmen. 

Individuelle Konfliktfüh-
rung als erster Schritt

Dabei darf man aber nicht darü-
ber hinwegsehen, dass die gering-
fügig Beschäftigten laut der Studie 
mehrheitlich zufrieden mit ihrer Er-
werbssituation sind, trotz der vielen 
Rechtsbrüche. Die Anzahl derjeni-
gen, die den Minijob nur haben, weil 
sie nichts anderen inden konnten, ist 
bei Menschen mit Migrationshinter-
grund mit 21 Prozemt am höchsten. 
Bei Frauen ist er jedoch mit 15,5 
Prozemt fast doppelt so hoch wie bei 
Männern (8,6 Prozemt). Ob Solida-
rität bei dem großen Anteil der ge-
ringfügig Beschäftigten zu holen ist, 
denen der Minijob nur ein zweites 
Standbein ist, ist fraglich. Der DGB 
hat das Organisieren aufgegeben 
und richtet seine Forderungen an die 
Politik. Minijobs sollen in die Sozi-
alversicherungsplicht eingebunden 
werden. Ob das etwas ändert, steht 
in den Sternen. Solange die Politik 
nichts garantieren kann, bleiben 
Selbstorganisation und Widerstand 
alternativlos. 

Nepomuk Diener
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Minirecht im Minijob?! 
Ausbeutung und Rechtsbruch sind in Minijobs an der Tagesordnung - 
Gegenwehr ist nötig und möglich

Neoliberalismus im Alltag 

– Lexikon der Leistungs-

gesellschaft

Was haben der Hype um die Renn-
räder oder ein wachsendes Ernäh-
rungsbewusstsein mit dem Neoli-
beralismus zu tun? Im Lexikon der 
Leistungsgesellschaft von Sebastian 
Friedrich inden sich Stichworte, die 
wir nicht sofort mit Politik in Ver-
bindung bringen. Friedrich hat auch 
manche Alltagspraxen aufgenom-
men, die unter Linken einen guten 
Ruf haben und als politisch völlig 
unverdächtig gelten. 

Bei manchen DA-Leser*innen dürfte 
z.B. das Konzept der „gewaltfreien 
Kommunikation“ einen guten Klang 
haben. Doch Friedrich verortet es, 
wenn es in Unternehmen angewandt 
wird, als oft efektive neoliberale 
Managementstrategie. Damit soll 
verhindert werden, dass sich Be-
schäftigte zusammenschließen, eige-
ne Interessen wie mehr Lohn und 
weniger Arbeit formulieren und wo-
möglich auch durchsetzen. Auch in 
linken Zusammenhängen verhindere 
das Konzept häuig, dass über Argu-
mente gestritten wird. 

Das Büchlein „Lexikon der Leistungs-
gesellschaft“ muss zwangsläuig un-
vollständig sein. Friedrich verzichtet 
meist auf moralische Wertungen, 
wenn er beschreibt, wie der Neo-
liberalismus unsere Alltagspraxen 
prägt und strukturiert. Doch wenn 
Friedrich im Schlusskapitel schreibt, 
dass das Buch mithelfen soll, nicht 
vom Neoliberalismus vereinnahmt zu 
werden, greift das zu kurz. Wichtiger 
ist zunächst, dass die Leser*innen er-
kennen, was ihr alltägliches Handeln 
mit der Stabilität des Neoliberalis-
mus zu tun hat. Ein nächster Schritt 
bestünde darin, sich mit einer solida-
rischen Alltagspraxis ganz bewusst 
der neoliberalen Agenda zu verwei-
gern. Solidarisches Verhalten ist ja 
im Gegensatz zur neoliberalen Le-
bensführung viel schwieriger umzu-
setzen und muss täglich in der Praxis 
gelernt werden. Vielleicht sollte auch 
dazu jemand ein Lexikon schreiben.

Sebastian Friedrich, Lexikon der 
Leistungsgesellschaft. Wie der Ne-
oliberalismus unseren Alltag prägt, 
Edition Assemblage, Münster 2016,  
92 Seiten, 7,80 Euro, ISBN 978-3-
96042-001-9

Peter Nowak



Berlin Alexanderplatz, 24. 
Oktober 2016: Rund 40 FAU-
Gewerkschafter*innen versammeln 
sich mit Fahnen und Informations-
material in der Fußgängerzone vor 
dem Restaurant Cancún und rufen 
lautstark „Kein Lohn, keine Ruhe!“ 
und „Cancún, pay your workers!“. 
Viele der Protestierenden haben 
selbst Erfahrung mit Arbeit in der 
Gastronomie und kommen aus dem 
Ausland. An die-
sem Tag geht es um 
Luca, Barmann des 
Cancún, der mit 
einem sogenann-
ten Null-Stunden-
Vetrag beschäftigt 
und dem Lohn in 
vierstelliger Höhe 
vorenthalten wur-
de. Nach geschei-
terten Verhand-
lungen hatte sich 
die FAU Berlin zur 
direkten Aktion 
entschlossen – mit 
vollem Erfolg: 
Nach nicht einmal einer Stunde Pro-
test lässt die Restaurantleitung einen 
Umschlag mit der fehlenden Summe 
in bar übergeben. 

Es ist einer von acht Arbeitskon-
l ikten, den die FAU Berlin allein im 
Jahr 2016 in der Gastronomiebran-
che ausgetragen hat, sieben davon 
erfolgreich und immerhin drei ohne 
den Umweg übers Arbeitsgericht. 
Auch in anderen Städten konnte die 
FAU in letzter Zeit Rechte für Gas-
tronomie-Arbeiter*innen einfordern 
und erfolgreich Löhne eintreiben. 
Die Probleme sind überall ähnlich, 
wie die Lohnspiegel der FAU Ham-
burg und Dresden zeigen: Die Löh-
ne sind beschämend, regelmäßig 
wird der Mindestlohn unterboten. 
Nach den Ergebnissen des Lohnspie-
gels der Hamburger FAU erhalten 
über 80 % der Beschäftigten weder 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
noch bezahlten Urlaub. Rund ein 
Drittel sieht sich zu unbezahlten 
Putz- oder Bereitschaftsdiensten 
gezwungen. Häu� g gilt: je „famili-
ärer“ das Kleinunternehmen, desto 
willkürlicher der Umgang mit den 
Beschäftigten. Es existieren keine 
schriftlichen Verträge, die Kündi-
gung wird ins Gesicht geschrien, der 
Lohn wird gedrückt, wo es nur geht.

„In der Gastronomie-Branche arbei-
ten viele migrantische Arbeiter_in-
nen. Das heißt, Sprachbarrieren und 
fehlendes Wissen um bestehende 
Rechte machen es den Chefs ein-
facher, ihre Beschäftigten auszubeu-
ten. Und das in einer ohnehin schon 
prekären Branche“, so Jana, ehe-
malige FAU-Sekretärin für gewerk-

schaftliche Aktivitäten in Berlin. 
Dass auch in Minijobs Anspruch auf 
Urlaubsgeld besteht und bei einem 
mündlichen Vertrag von einer unbe-
fristeten Beschäftigung auszugehen 
ist, bei der Kündigungsfristen einzu-
halten sind – davon wissen auch viele 
deutschsprachige Kolleg*innen nicht. 
„Wir mussten feststellen, dass die 
Chefs in den Restaurants häu� g da-
von ausgehen, sie könnten machen, 

was sie wollen. Da wird Lohnbetrug 
schon vorher einkalkuliert“, so Jana 
weiter. Vor Gericht zu gehen sei dabei 
nicht optimal, da bei kleineren Sum-
men die vorgeschriebenen Anwalts- 
und Gerichtskosten oft höher sind. 
Zudem verstreicht auf diesem Weg 
sehr viel Zeit, bis das Geld tatsäch-
lich bei den Betro� enen ankommt. 

Die direkte gewerkschaftliche Akti-
on wie vorm Cancún am Alexand-
erplatz ist e� ektiver. Durch direkte 
Verhandlungen einer Gewerkschafts-
delegation im Büro das Chefs, durch 
Anrufe, Ö� entlichkeitsarbeit oder 
durch Kundgebungen, Blockaden 
und Streiks lässt sich in kurzer Zeit 
sehr viel erreichen. Unter Umständen 
kann auch schon ein Schreiben des 

FAU-Sekretariats die Chefs auf den 
Boden der Tatsachen zurückholen. 
Im Falle des veganen Restaurants 
YoyoFoodworld im hippen Berli-
ner Stadtteil Neukölln brachte der 
Besuch von Gewerkschafter*innen 
im gut besuchten Lokal den Chef 
dazu, seine Schulden bei seinem Ex-
Beschäftigten zu begleichen. 2014 

streikte ein Teil der Belegschaft der 
Dresdner Kneipe „Trotzdem“ fast 
zwei Monate, um gegen unrecht-
mäßige Kündigung und für bessere 
Arbeitsbedingungen für Kellner zu 
protestieren, bis die Unternehmens-
seite schließlich vor Gericht nachgab. 
Und im Fall der Neuköllner Pizzeria 
S� zy Veg gelang es mit einer Kom-
bination juristischer und direkter 
Aktionen, den drei um Lohn und 
Urlaubsgeld geprellten Beschäf-
tigten zu ihrem Recht zu verhelfen.

Ein besonders harter Fall für die 
FAU wurde 2016 das Restaurant Ba-
rist am Hackeschen Markt in Berlin. 
Nach unterschlagenen Leistungen an 
ein Gewerkschaftsmitglied reagierte 
das Unternehmen der DEVI Gastro 
GmbH auf die gewerkschaftlichen 
Forderungen mit einer Widerklage 
auf Schadensersatz und einer einst-
weiligen Verfügung, die es der FAU 
Berlin u.a. untersagte, den Restau-
rantnamen zu nennen. Die FAU ließ 
diesen Versuch des Betriebs, gegen 
kritische Ö� entlichkeit vorzugehen 
und das Recht auf Gewerkschafts-
freiheit einzuschränken, nicht un-
beantwortet, organisierte Kundge-
bungen und setzte alle Forderungen 
schließlich im gerichtlichen Vergleich 
durch. Das Restaurant und die beste-
henden Verhältnisse dürfen seitdem 
wieder beim Namen genannt werden. 
Gestärkt durch diese positiven Er-
fahrungen steht nun auch in Berlin 
die Gründung einer eigenen mit der 
FAU föderierten Branchenorganisati-
on an, wie sie mit der Basisgewerk-
schaft Nahrung und Gastronomie 
(BNG) in Dresden bereits existiert. 

Arbeitgeber, die weiter auf Ausbeu-
tung setzen wollen, sollten die Zeit 

bis dahin besser nutzen, sich mit 
dem Konzept der Direkten Aktion 
auseinander zu setzen.

Gastro-Lohnspiegel gibt es bei 
der FAU Hamburg:
www.gastro-lohn.org
und der FAU Dresden:
https://dresden.fau.org/lohn/
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Mit Direkter Aktion zum Erfolg: 

Wenn die Kellnerinnen und Köche sich wehren

Systematischer Lohnbetrug 
und patriarchale Willkür 

Union Busting geht 
nach hinten los

Die FAU ist eine anarcho-syndikali-
stische Gewerkschaftsföderation. Sie 
besteht aus unabhängigen lokalen 
Gewerkschaften, den Syndikaten. 
Bei uns werden die Entschei dungen 
von der Basis getro� en.

Als Organisation von Lohnabhängi-
gen kämpfen wir für die Verbesse-
rung unserer Lebensbedingungen.
Statt der herrschenden Ausbeutung, 

Zerstörung und Unterdrückung von 
Mensch und Natur setzt sich die 
FAU für eine Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsordnung ein, die auf Soli-
darität und Selbstverwaltung basiert 
und in der alle ein gutes Leben füh-
ren können.

Als Lohnabhängige verfügen wir 
über die uns eigene Macht, den rei-
bungslosen Ablauf der Lohnarbeit 
zu unter brechen. Unsere Ziele wol-
len wir bevorzugt auf direktem Weg 
erreichen. Wir bedienen uns im Ar-
beitskampf deshalb derjenigen Mit-
tel, die unmittelbaren Druck auf die 
Gegenseite ausüben. Wir bezeichnen 
das als „Direkte Aktion“.

Der Kapitalismus ist nicht alterna-
tivlos. Er ist kein Naturgesetz, son-
dern ein von Menschen gescha�  enes 
Machtverhältnis, das durch kollek-
tives Handeln der Arbeitenden auf-
gehoben werden kann.

It´s time to 
organize!

40 Jahre FAU - 40 Jahre 

bewegte Geschichte

Es war 1977, als die „Initiative Freie 
Arbeiter Union“ (I-FAU) als ver-
wegenes, damals fast aussichtsloses 
Projekt ins Leben gerufen wurde. Die 
Vorläuferorganisation, die Freie Ar-
beiter-Union Deutschlands (FAUD), 
hatte sich 1933 nach der Machtüber-
nahme der Nationalsozialisten aufge-
löst und ihre Aktivitäten im Unter-
grund fortgesetzt. Die Neugründung 
geschah im Zusammenhang mit der 
Reaktivierung der Schwestergewerk-
schaft Confederación Nacional del 
Trabajo (CNT) in Spanien, nach dem 
Ende des Franco-Regimes. In den 
letzten vier Jahrzehnten entwickelte 
sich die FAU trotz verschiedener Wi-
derstände zu einer außerparlamenta-
rischen Kraft, stets unabhängig von 
den großen Gewerkschaften und Par-
teien. Immer rebellisch, immer klas-
senkämpferisch – so soll es bleiben.



Menschen in prekären Beschäfti-
gungsverhältnissen werden von den 
großen italienischen Gewerkschaften 
nicht vertreten. Deshalb haben 
kämpferische Basisgewerkschaften 
Zulauf. S.I. Cobas („Branchenüber-

greifende Gewerkschaft Basiskomi-
tees“) ist seit seiner Gründung 2010 
auf 10.000 Mitglieder angewach-
sen. Er unterstützt den weitgehend 
selbstorganisierten Widerstand der 
Arbeiter*innen vor allem in der 
Logistik. Noch schlimmer als dort 
sind die Bedingungen in der Flei-
schindustrie. Menschen, die bei der 
Arbeit Windeln tragen sollen, weil 
sie nicht zur Toilette gehen dürfen. 
Verletzungen, weil Sicherheitsstan-
dards nicht eingehalten werden, 16 
Stunden Schichten. Einer der aktu-
ell wichtigsten Kämpfe des S.I. Co-
bas ist deshalb der bei AlcarUno, 
einer sogenannten Kooperative, die 
für den italienischen Wurstriesen 
Levoni arbeitet. 55 Arbeiter der 
Kooperative AlcarUno/Levoni wur-
den im November 2016 anlässlich 
eines Betreiberwechsels entlassen. 
28 von ihnen sind im S.I. Cobas 
organisiert. Die Beschäftigten einer 
Kooperative gelten o�iziell nicht als 
Arbeitnehmer*innen. 

 
„S.I. Cobas hat eine Reihe von Streiks 
in Levoni-Fabriken durchgeführt, um 
die Wiederaufnahme von Entlas-
senen und die Zahlung von ausste-
henden Beiträgen zur Arbeitslosen-
versicherung durchzusetzen, ohne 
die sie nicht einmal Arbeitslosengeld 
beanspruchen können. S.I. Cobas 
hat außerdem die Levoni Group auf 
Zahlung von fast einer Million an 
ausstehenden Löhnen, Beiträgen und 
Krankengeld verklagt“, heißt es in 
einer Presseerklärung der Gewerk-
schaft. Die Arbeitgeber weigerten 
sich zunächst überhaupt zu verhan-
deln. Dann gab es plötzlich doch ein 
Angebot. Doch alles sieht nach einem 
Komplott aus, für das sich zumindest 

Levoni und die Polizei abgesprochen 
haben müssen:

Der Sprecher der S.I. Cobas, Aldo 
Milani, kam am 27. Januar 2017 zu 
einem Tre�en mit Levoni und Alca-

rUno. Im Verhandlungsraum hatte 
die Polizei eine versteckte Kamera 
installiert. Das aufgezeichnete Video 
wurde anschließend in allen Fernseh-
kanälen  gesendet. Es zeigt, wie einer 
Person, die neben Aldo Milani sitzt, 
ein Kuvert übergeben wird. Milani 
schaut währenddessen in eine ande-
re Richtung und redet. Der zweite 
Mann steckt den Umschlag ein. Als 
sie die Verhandlungen verlassen, 
werden beide Männer  festgenom-
men. Laut Polizei enthielt das Ku-
vert 5.000 Euro. 

Das Video galt fortan als Beweis da-
für, dass „zwei Gewerkschafter“ des 
S.I. Cobas Geld genommen hätten, 
um weitere Streiks zu verhindern. 

Die italienische Tageszeitung La Re-
pubblica z.B. titelte: „Modena. Sie 
verlangten Geld um die Streikpo-
sten zu beenden. Zwei Gewerkschaf-
ter verhaftet.“ Tatsächlich arbeitete 
der Mann, der das Kuvert erhielt 
hat – Danilo Piccinini - zu diesem 
Zeitpunkt als Berater für die Levoni 
Group. Von den Medien wurde er in 

den ersten Tagen dennoch durchweg 
als S.I. Cobas-Funktionär bezeich-
net. 

S.I. Cobas-Sprecher Milani wurde 
nach einer Nacht aus der Untersu-
chungshaft entlassen. Am Tag nach 
seiner Verhaftung streikten die Be-
schäftigten in dutzenden Unterneh-
men in ganz Italien. Am 4. Februar 
blockierten 1.000 Arbeiter*innen den 
Bahnhof in Bologna: Ihre Demoroute 
war im letzten Moment verboten wor-
den. Auch in den folgenden Wochen 
demonstrierten Arbeiter*innen vor 
den Werkstoren. Die Polizei antwor-
tete mit Tränengas und Schlagstö-
cken. Das Gerichtsverfahren ist nicht 
abgeschlossen, die Proteste vor Alca-
rUno gehen weiter. 

„Was die Arbeitsverhältnisse an-
geht, sind wir wieder im Mittelal-
ter angekommen“, urteilt Simone 
Carpeggiani (S.I. Cobas). Immer 
mehr Arbeitnehmer*innen in Italien 
werden in irregulären oder prekären 
Beschäftigungsverhältnissen ausge-
beutet. Neben der Schwarzarbeit 
dienen dazu die sogenannten Koo-
perativen: Subunternehmen, die ihre 
Arbeiter*innen als Mitglieder ein-
stellen und ihnen so legal eine Reihe 
von Arbeitnehmer*innen-Rechten 
wie Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall und garantierte Arbeitszeiten 
vorenthalten. Nutznießer dieser Situ-
ation sind selbstredend die auftrag-
gebenden Firmen, wie TNT, DHL, 
IKEA, Levoni, GLS, H&M, um nur 
ein paar zu nennen, deren Praktiken 
in den letzten Jahren ans Licht der 
Ö�entlichkeit gekommen sind.

* * *

Die Entlassenen von AlcarUno sind 
seit Monaten ohne Einkommen und 
können ihre Familien nicht versor-
gen. Widerstandskasse des SI Cobas: 
IBAN IT13N07601016000000030462
06, Empfänger: Sindicato Intercate-
goriale Cobas, Verwendungszweck: 
Cassa di resistenza)
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Zurück ins Mittelalter? Der Kampf um das 

Streikrecht in der italienischen Fleischindustrie  

Eine Million Euro 
ausstehende Löhne und 

Sozialabgaben

Komplott gegen 
Basisgewerkschafter



Auch wenn ihre Geschichte noch viel 
weiter zurückreicht: Spätestens seit 
den 1970er Jahren haben selbstver-
waltete Betriebe ihren festen Platz 
im vielfältigen Experimentierfeld der 
Alternativen Ökonomie. Die Gründe, 
sich in einem solchen Kollektivbe-
trieb zu organisieren, sind manchmal 
ganz individuelle – der Wunsch, dem 
täglichen Leistungsdruck zu entkom-
men, fehlende Zukunftsperspektiven, 
mangelnde Wertschätzung oder der 
Versuch, der prekären Solo-Selbst-
ständigkeit zu entkommen – manch-
mal politisch. 

Tatsächlich bieten Kollektivbetriebe 
ein Stückchen gelebte Utopie im Hier 
und Jetzt: Solidarisches Arbeiten 
ohne Hierarchien, Möglichkeiten zur 
Selbstverwirklichung, gemeinsame, 
gleichberechtigte Arbeit und  Ent-
scheidungsindung.

Egal aber, ob die Arbeit in einem 
selbstverwalteten Betrieb auf per-
sönlichen oder politischen Gründen 
beruht, stellen Kollektivbetriebe eine 
ernstzunehmende Alternative zum 
„Normalbetrieb“ dar, und zeigen da-
mit ganz konkret Möglichkeiten zur 
Überwindung der kapitalistischen 
Wirtschaftsweise auf.

Kollektivbetriebe sind jedoch, sollen 

sie nicht bloß ein Hobby sein, im-
mer auch Wirtschaftsbetriebe. Und 
als solche stehen sie natürlich nicht 
außerhalb des Kapitalismus, sondern 
müssen sich auf den gleichen Märkten 
behaupten, auf denen auch kapitali-
stisch organisierte Betriebe agieren. 
In der direkten Konkurrenz ziehen 
sie dabei oftmals den Kürzeren. 
Denn was für die im Kollektiv Ar-
beitenden von Vorteil ist, kann unter 
dem Druck der Marktmechanismen 
ganz schnell zu einem Nachteil für 
den Betrieb werden. Strafe Organi-
sation, höhere Betriebsgröße und Ef-
fektivität, billige Produkte sind am 
Markt ein Vorteil, und Kollektivbe-
triebe können hier selten mithalten. 
Dann wird die Selbstverwirklichung 
schnell zur Selbstausbeutung, wenn 
sich der Betrieb nicht ohnehin selbst 
nach und nach seiner kollektiven 
Struktur entledigt.

Aber warum sollten selbstverwaltete 
Betriebe nur nach innen solidarisch 
sein? Wenn sie sich zusammenschlie-
ßen, können sie sich gegenseitig stüt-
zen und unterstützen. An diesem 
Punkt setzt die UNION COOP // 
FÖDERATION an, die aus der FAU 
Berlin heraus ins Leben gerufen 
wurde. Als Föderation gewerkschaft-
licher Kollektivbetriebe versucht sie, 
selbstorganisierten Betrieben in Ber-
lin und, solange es in den anderen 

Regionen noch keine entsprechenden 
Strukturen gibt, anderswo, ein Dach 
zu bieten. 

Zu den Vorteilen, die den Betrieben 
hieraus erwachsen, gehören eine bes-
sere Vernetzung und Interessenver-
tretung genauso wie konkrete Dienst-
leistungen, etwa Rechtshilfe und 
Beratung oder die Inanspruchnahme 
einer Schiedsstelle in Konliktfällen. 
Kollektiven in der Gründung kann 
über Beratung und den Austausch 
in der Föderation der meist heikle 
Start erleichtert werden. Bei vorü-
bergehenden inanziellen Engpässen 
soll die Föderation ebenfalls aushel-
fen, was einem kleinen Kollektivbe-
trieb im Zweifelsfall das Überleben 
sichert.

Um Teil der Föderation werden zu 
können, muss ein Betrieb bestimmte 
Voraussetzungen erfüllen: Er sollte 
in der Hand der Belegschaft und 
basisdemokratisch organisiert sein, 
d.h. alle Beschäftigten sollten die 
gleichen Rechte und Entscheidungs-
befugnisse haben – und das sollte na-
türlich auch verbindlich und transpa-
rent festgelegt sein. Auch in Sachen 
Entlohnung sollen die Beschäftigten 
gleichberechtigt sein.

Da Selbstverwaltung leider nicht vor 
Selbstausbeutung schützt, betont 
die Föderation die gewerkschaftliche 
Organisation der Beschäftigten und 
fordert eine zumindest mehrheitliche 
Mitgliedschaft in der FAU. Dies ga-
rantiert die Einhaltung der Prin-
zipien der Föderation und verhindert 
eine Umwandlung des Kollektivs in 
einen Normalbetrieb.

Als Projekt steckt die UNION COOP 
// FÖDERATION noch in den Kin-
derschuhen. Wie Tragfähig das Kon-
zept ist, muss sich in der Praxis noch 
zeigen. Für selbstorganisierte Be-
triebe bietet sich hier eine Chance, 
der Isolation zu entgehen und Teil 
einer breiteren Bewegung zu werden, 
in der sie voneinander lernen und 
sich gegenseitig unterstützen können. 
Jeder Kollektivbetrieb ist ein kleines 
Experiment – zusammengenommen 
wird daraus eine Wissenschaft. 

C. Schmidt

Weitere Informationen im Netz: 
https ://www.union-co op.org/
ht t p s : / / b e r l i n . f a u . o r g / s t r a -
t e g i e / k o l l e k t i v b e t r i e b e
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Union Coop: Kollektive Kollektive
Die Förderation gewerkschaftlicher Kollektivbetriebe schafft Strukturen zur Stärkung von 
selbstverwalteten Betrieben – und soll zugleich gewerkschaftliche Mindeststandards sichern

Wer essen will, 
muss Geld verdienen

Flucht nach vorne?

Den Charakter selbst-
verwalteter Betriebe 
bewahren und stärken

Werkverträge und Dienstverträ-
ge gibt es heute fast überall – vor 
allem deswegen, weil Unternehmer 
keine Beiträge für Sozial- und Ren-
tenversicherungen bezahlen und Ar-
beitsrechte wie Kündigungsschutz 
oder die betriebliche Mitbestimmung 
aushebeln wollen. Deshalb müssen 
immer mehr Lohnabhängige ihre 
Arbeitsleistung in Rechnung stellen 
– und oft müssen sie darum kämp-
fen, ihr Honorar wie vereinbart zu 
erhalten. Klare Absprachen zwischen 
euch und den Auftraggebern schüt-
zen vor Missverständnissen – und 
vor Lohnprellerei! 

In jede Vereinbarung, ob nun schrift-
lich oder mündlich getrofen, gehören 
Umfang der Arbeit und Zeitraum 
der Leistungserbringung sowie Höhe 
des Honorars und Zeitpunkt der 
Auszahlung. Wenn die Vereinbarung 
nicht aufgeschrieben wird, gelten die 

mündlichen Absprachen, die ihr ge-
trofen habt – und im Zweifels- und 
Streitfall das Arbeitsrecht. Wenn 
das Geld trotz der klaren Absprache 
nach Auftragserfüllung doch nicht 
wie versprochen auf dem Konto lan-
det, schicken viele Kolleg*innen zu-
nächst eine Erinnerung an den Auf-
traggeber. 

Das ist in vielen Fällen sinnvoll, 
rechtlich vorgeschrieben ist es eigent-
lich nicht. Nach Paragraph 286 BGB 
kommt der Auftraggeber automa-
tisch 30 Tage nach der vereinbarten 
Fälligkeit und Zugang der Rechnung 
in Verzug. Eine Zahlungserinnerung 
hat also eher einen symbolischen 
Wert. Ein Mahnbescheid ist dann 
nötig, wenn im Vertrag keine Fällig-
keit vereinbart wurde und der Auf-
traggeber eine Privatperson ist. Im 
Juristensprech heißt das „in Verzug 
setzen“. Bei Geschäftskunden – Un-

ternehmen – ist das nicht notwen-
dig. 

Die Alternative zu einem Mahnver-
fahren ist eine Klage vor Gericht. 
Grundsätzlich ist Mahnen billiger 

und geht schneller als eine Klage 
– aber eben nur dann, wenn Aus-
sicht besteht, dass der Auftraggeber 
nachgibt und eure Forderung nicht 
bestreitet! Die beste Alternative 
zum rechtlichen Weg sind direkte 
Aktionen: Flugblätter über die Ge-
schäftspraktiken eines Unternehmens 
vor dessen Zentrale zu verteilen, 
wirkt oft schneller und besser als 
eine Zahlungserinnerung, die ungele-
sen im Papierkorb landet. Alle, die 
schon zu lange auf ihr Honorar war-
ten müssen, inden Tipps, Links und 
ausführliche Infos für den Rechtsweg 
im Honorar-Ratgeber, den die Me-
diensektion der FAU Berlin heraus-
gegeben hat – hier kostenfrei zum 
Download:

https://berlin.fau.org/materialien/
publikationen/ich-will-mein-geld-
ein-ratgeber-fuer-alle-die-auf-ihr-ho-
norar-warten?lang=de

Ich will mein Geld!  

Ausstehende Honorare eintreiben – aber wie?!



Hinter der Ablehnung einiger Sym-
bole der kapitalistischen Globalisie-
rung, etwa von Freihandelsverträgen 
oder dem Euro, steckt ein Nationa-
lismus, der die globalisierte kapita-
listische Ausbeutung keineswegs in 
Frage stellt. Dieser Nationalismus 

spaltet, was zusammengehört, und 
pfercht zugleich zu vermeintlichen 
Interessengemeinschaften zusammen, 
was in Wirklichkeit durch Klassenge-
gensätze gespalten ist. 

Solidarität gegen 
Rassismus und Ausbeutung!

Gerade Migrant*innen sind in beson-
derem Maße von Ausbeutung und 
Entrechtung betro� en. Durch die 
rassistische Migrationspolitik werden 

manche mit Arbeitsverboten belegt, 
manche auch mit Arbeitszwang. An-
dere haben keinerlei Aufenthaltspa-
piere und sind doch gezwungen, sich 
und ihre Familien durchzubringen. 
In illegalisierten Arbeitsverhältnis-
sen können sie kaum ihre Rechte 
durchsetzen und sind der Willkür 
ihrer „Arbeitgeber“ ausgesetzt. 

Doch auch wenn die Jobs „legal“ 
sind, sind sie oft prekär: In Branchen 
wie Gastronomie, Reinigung, P� ege 
und Bau sind Arbeitsrechtsverstöße 
in Form von Scheinselbständigkeit, 
Lohndumping, „kalten“ Kündigungen 
und Lohnklau an der Tagesordnung. 
Die etablierten sozialpartnerschaft-
lichen Gewerkschaften zeigen nur 
begrenztes Interesse, (illegalisierte) 
Migrant*innen zu organisieren oder 
sie im Kampf um Bleiberecht und 
gegen rechtliche Hindernisse zu un-
terstützen. Vielmehr vertieft deren 
Fokus auf die Stammbelegschaften 
und Standortsicherung die sozialen 
Spaltungen, während sich die Spirale 
der Prekarisierung weiter dreht. 

Migrant*innen 
brauchen kämpferische 

Gewerkschaften!

Dagegen hilft nur eins: Lassen wir uns 
nicht gegeneinander aufhetzen – als 
„einheimische“ gegen „ausländische“ 
Arbeiter*innen, als regulär Beschäf-
tigte gegen prekär Beschäftigte, als 
ein „Standort“ gegen die anderen –, 
sondern suchen wir das Verbindende 
im Kampf um bessere Lebensbedin-
gungen und für eine Welt ohne Aus-
beutung und Herrschaft!

Gegen die neuen Mauern an den 

Grenzen und in den Köpfen müssen 
wir uns zusammenschließen, um So-
lidarität und gegenseitige Hilfe zu 
organisieren  – wie im Fall unserer 

Kollegen aus Rumänien, die auf der 
Baustelle des Einkaufszentrums Mall 
of Berlin unter skandalösen Arbeits- 
und Lebensbedingungen ausgebeutet, 
um Lohn betrogen und bedroht wur-
den: Die Organisierung in der FAU 
und der gemeinsame Arbeitskampf 
führten dazu, dass das Berliner Ein-
kaufszentrum „Mall of Shame“ ge-
tauft und zum Symbol der migran-
tischen Ausbeutung in Deutschland 
wurde. So konnten wir das gesell-
schaftliche Klima der Hetze insbe-
sondere gegen Arbeitsmigrant*innen 
aus Südosteuropa mit einem Beispiel 
von erfolgreichem Widerstand beant-
worten. 

Auch in den gegenwärtigen Bestre-
bungen, ge� üchtete Menschen für 
unterbezahlte Arbeit zu verp� ich-
ten, sehen wir ein Zusammengehen 
von Ausgrenzung und Absenkung 
arbeitsrechtlicher Standards, das in 
der Konsequenz alle Arbeiter*innen 
negativ betri� t. Wir sollten hier als 

Arbeiter*innenklasse nicht nur für 
Bewegungsfreiheit aller Menschen, 
sondern auch gegen staatlich organi-
sierte Ausbeutung kämpfen. 

Wir Arbeiter*innen 
brauchen kämpferische 

Gewerkschaften!

In der internationalistischen Traditi-
on des 1. Mai und des Anarchosyn-
dikalismus rufen wir zur Solidarität 
mit migrantischen Arbeiter*innen 
auf. Protestieren und kämpfen wir 
gemeinsam gegen prekäre Arbeits-
bedingungen, gegen kapitalistische 
Ausbeutung und gegen das rassi-
stische Migrationsregime. Nur mit 
einer grenzüberschreitenden Gewerk-
schaftspraxis können wir uns gegen 
den Kapitalismus wehren. Zusam-
men werden wir Brücken bauen, wo 
andere Mauern errichten möchten!
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Der Arbeitskampf kennt keine Grenzen!
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Anarchosyndikalistische Zeitung

Europaweit und darüber hinaus erstarken populistische Parteien und Bewegungen in einer Breite, 
wie wir es in den letzten Jahrzehnten nicht erlebt haben. Was macht diesen Populismus aus? 

„Als Lohnabhängige habe ich mich 
irgendwann gefragt, wie ich mich am 
besten aktiv für eine Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen einsetzen 
kann -  auf dem  Weg  zu  grundle-
genden,  emanzipatorischen  gesell-
schaftlichen  Veränderungen.

Die Vorstellung keine Mittel zu be-
sitzen, mich also ohnmächtig allem 
fügen zu müssen, fand ich unerträg-
lich. Dagegen ist mir der Ansatz der 
FAU, auf Solidarität, gegenseitige 
Hilfe und Direkte Aktionen anstelle 
von Stellvertreterpolitik zu setzen, 
absolut sympathisch!“ 

Pia, 35, Sozialpädagogin. 
FAU-Mitglied seit Februar 2017

„Für mich war eigentlich keine Fra-
ge, ob ich der FAU beitrete, es war 
nur eine Frage der Zeit. Was mich 
überzeugt, ist die Struktur: basis-
demokratisch und selbstorganisiert. 
Der Fokus auf Solidarität ist mir 
sehr wichtig. 

Ich mache viel im Antifa-Bereich, das 
ist wichtige Arbeit. Aber mir fehlt 
da etwas. Die FAU ist für mich ein 
guter Weg, mich für weitergehende 
politische Inhalte zu organisieren. 
Das in einer Partei oder einem refor-
mistischen Projekt zu tun, kommt 
für mich nicht in Frage.“ 

Erik, 24, Erzieher. 
FAU-Mitglied seit April 2017

„Ich stand von Arbeitgeberseite 
unter Druck und habe nach Unter-
stützung gesucht. Ich wollte aber 
nicht einfach eine „gewerkschaft-
liche Rechtsschutzversicherung“. 
In Kleinstbetrieben kann man rein 
rechtlich sowieso nicht viel machen. 
Ich verstehe Solidarität auch nicht 
als Einbahnstraße. 

In der FAU erfahre ich viel Unter-
stützung. Und gleichzeitig kann ich 
hier diese Erfahrung von Solidarität 
sehr direkt an andere Menschen in 
Lohnabhängigkeitsverhältnissen wei-
tergeben.“ 

Susanne, 37, Redakteurin. 
FAU-Mitglied seit Februar 2017

Warum bist Du in die FAU eingetreten?
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